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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit wurde im Wintersemester 2011/2012 von der 
Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universität 
München als Dissertation angenommen. Sie entstand im Wesentlichen 
während meiner Zeit als wissenschaftliche Mitarbeiterin am Institut für 
Internationales Recht und Rechtsvergleichung in München. Die mündliche 
Doktorprüfung fand am 15. Dezember 2011 statt. Das Manuskript wurde 
im Juni 2011 abgeschlossen. Für die Druckfassung wurden Rechtspre-
chung und Literatur größtenteils bis Dezember 2012 berücksichtigt.  

Zwischen Abschluss des Manuskripts und Drucklegung wurde die 
EuGVVO samt deren auf internationale Gerichtsstandsvereinbarungen an-
wendbaren Vorschriften neugefasst. Die beschlossenen Änderungen ent-
sprechen teilweise den in dieser Untersuchung erarbeiteten Vorschlägen. 
Insoweit kann die vorliegende Arbeit zum Verständnis der neuen 
EuGVVO, wie sie ab Frühjahr 2015 EU-weit anwendbar sein wird, beitra-
gen. Soweit die EuGVVO-Novelle andere als die hier favorisierten Lö-
sungswege geht, liefert die vorliegende Arbeit eine kritische Würdigung 
und zeigt zugleich für zukünftige Revisionen der EuGVVO Möglichkeiten 
zur Stärkung von Gerichtsstandsvereinbarungen auf.  

Viele Personen haben zum Gelingen dieser Arbeit beigetragen, denen 
ich an dieser Stelle von Herzen danken möchte. In erster Linie gilt der 
Dank meiner Doktormutter Professor Dr. Dagmar Coester-Waltjen, LL.M, 
die mich bereits in meiner Studienzeit für das Internationale Zivilver-
fahrensrecht begeistert hat und an deren Münchener Lehrstuhl ich viele 
Jahre tätig war. Sie hat mich von Anfang bis zum Abschluss meiner Pro-
motion in jeder nur erdenklichen Weise unterstützt. Sie hatte die Idee für 
das Thema der Dissertation und hat deren Entstehung durch zahlreiche 
Anregungen u.a. im Rahmen von Doktorandenkollegs gefördert.  

Professor Dr. Johannes Hager ist für die Erstellung des Zweitgutachtens, 
Professor Dr. Mathias Habersack für die Übernahme des Vorsitzes in der 
mündlichen Doktorprüfung zu danken. Zu Dank bin ich auch dem Univer-
sität Bayern e.V. verpflichtet, der die Entstehung dieser Arbeit durch ein 
Promotionsstipendium großzügig gefördert hat. Besonderer Dank gebührt 
auch Professor Dr. Bruno Rimmelspacher für seine Unterstützung bei 
meiner Bewerbung um das Promotionsstipendium. Schließlich danke ich 
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den Professoren Dr. Jürgen Basedow, LL.M., Dr. Holger Fleischer, LL.M. 
und Dr. Reinhard Zimmermann, FBA, FRSE für die Aufnahme meiner 
Arbeit in die Schriftenreihe „Studien zum ausländischen und internationa-
len Privatrecht“. 

Fruchtbare Anregungen erfuhr die Arbeit durch die Gespräche mit 
Herrn Rechtsanwalt Dr. Ferdinand Kruis, wofür ich mich herzlich bei ihm 
bedanke.  

Mein wärmster Dank gilt meiner lieben Freundin Susanne Quadbeck. 
Sie hat mich bei der Erstellung der Arbeit immer ermutigt, den – teilweise 
steinigen – Weg weiterzugehen, das Manuskript Korrektur gelesen und mir 
viele wertvolle Hinweise gegeben. Herzlich danken möchte ich auch 
meiner Freundin Jelena Bäumler für ihre stets motivierenden und ehrlichen 
Worte.  

Meine Eltern, Youlia Anastassova und Roumen Anastassov, haben mich 
bereits in jungen Jahren für fremde Länder und Sprachen begeistert und 
mich während Studium und Promotion fernab meiner Heimat Bulgarien 
nicht nur finanziell, sondern auch moralisch mit unglaublichem Elan unter-
stützt. Sie haben immer an meinen Erfolg geglaubt und mir Kraft für die 
Verwirklichung meiner Träume gegeben. Für ihren bedingungslosen Rück-
halt gebühren ihnen mein innigster Dank und größte Anerkennung. Herz-
lichen Dank spreche ich auch meiner Schwester Vanya Anastassova aus. 
Ihr liebevoller Zuspruch hat dafür gesorgt, dass mich während Studium 
und Promotion der Mut nie verlassen hat.  

Mein tief empfundener Dank gilt schließlich meinem Mann Rechts-
anwalt Dr. Max Peiffer. Ohne seine unermüdliche Unterstützung, lang-
jährige Freundschaft und innige Liebe wäre der Abschluss dieser Arbeit 
nicht möglich gewesen. Mit viel Geduld und Ausdauer hat er mich durch 
die Höhen und Tiefen der Promotionszeit begleitet und mich stets zum 
Weitermachen motiviert. In zahlreichen fachlichen Diskussionen hat er mir 
wertvolle Anregungen zu Aufbau und Argumentation gegeben. Seine kon-
struktive Kritik nach dem Korrekturlesen des Manuskripts hat entschei-
dend zum Gelingen dieser Untersuchung beigetragen. Ohne seine enorme 
Hilfe bei der Formatierung der Arbeit hätte sich die Fertigstellung der 
druckreifen Fassung wesentlich verzögert. 

 
München, im Dezember 2012    Evgenia Peiffer 
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